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Bundesgesetz, mit dem das Patientenverfügungs-Gesetz geändert wird 
(PatVG-Novelle 2018) 
 

 

Die Bundesarbeitskammer (BAK) bedankt sich für die Übermittlung des Entwurfs des Bundes-

gesetzes, mit dem das Patientenverfügungs-Gesetz geändert wird (PatVG-Novelle 2018) und 

nimmt dazu Stellung wie folgt: 

 

Das Patientenverfügungs-Gesetz ist seit 1. Juli 2006 in Kraft und war Gegenstand einer inten-

siven Begleitforschung. Im Sommer 2014 wurde diese abgeschlossen und eine Studie prä-

sentiert. Zwischen Sommer 2014 und Frühjahr 2015 hat die parlamentarische Enquete-Kom-

mission zum Thema „Würde am Ende des Lebens“ unter anderem über Maßnahmen zur Ver-

besserung von Patientenverfügungen diskutiert. Die Ergebnisse der Studie und Empfehlun-

gen der Enquete-Kommission zeigen bei einigen Regelungen Änderungsbedarf. 

 

Die nun vorgeschlagenen Änderungen umfassen begriffliche Anpassungen bei der Abgren-

zung zwischen verbindlicher und beachtlicher Patientenverfügung, Neuerungen bei den Rah-

menbedingungen zur Errichtung einer Patientenverfügung sowie Regelungen zur Integration 

von Patientenverfügungen in die elektronische Gesundheitsakte ELGA.  

 

Die BAK erhebt gegen den vorliegenden Entwurf keinen grundsätzlichen Einwand. Es wird 

begrüßt, dass die Verbindlichkeit einer Patientenverfügung ab Errichtung von fünf auf acht 

Jahre verlängert werden soll. Ebenso positiv zu bewerten ist, dass Patientenverfügungen auch 

über die elektronische Gesundheitsakte ELGA zugänglich gemacht werden und somit für Ärz-

tInnen leichter auffindbar sind, was von Vorteil für die betroffenen PatientInnen ist. Auch die 

begrifflichen Vereinfachungen bei der Abgrenzung zwischen verbindlichen und beachtlichen 

Patientenverfügungen werden positiv bewertet.  
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Leider wurden die Einschränkungen der Personen, vor denen eine verbindliche Patientenver-

fügung errichtet werden kann, beibehalten. Eine tatsächliche Vereinfachung für die Betroffe-

nen – wie mit der Novelle angestrebt – könnte dadurch erreicht werden, dass in § 6 PatVG 

der zur Errichtung zugelassene Personenkreis erweitert wird, beispielsweise auf Mitarbeite-

rInnen von Interessenvertretungen oder auch bestimmten Vereinen (zB Hospize). Dies würde 

für die Betroffenen zahlreiche Vorteile sowohl in finanzieller als auch in organisatorischer Hin-

sicht bringen.  

 

Kritisch gesehen wird, dass einige zentrale Empfehlungen der parlamentarischen Enquete-

Kommission nicht umgesetzt wurden, insbesondere die finanzielle Entlastung der PatientIn-

nen bei der Errichtung von Patientenverfügungen. In der wirkungsorientierten Folgenabschät-

zung wird zwar erwähnt, dass die Patientenanwaltschaften als Servicestellen für Patienten-

verfügungen herangezogen werden, eine entsprechende ressourcenmäßige Absicherung der 

Institutionen, wie in den Beratungen der Enquete-Kommission gefordert, wird nicht themati-

siert. Aus Sicht der BAK wäre eine vollständige Kostenübernahme der Errichtung als auch der 

Verlängerung von Patientenverfügungen durch den Bund wünschenswert, da diese einen 

wichtigen Beitrag zur Stärkung des individuellen Willens von PatientInnen für Behandlungs-

entscheidungen leisten und die Frage der Errichtung jedenfalls nicht von den finanziellen Mög-

lichkeiten der einzelnen PatientInnen abhängig sein sollte. Nach der derzeitigen Regelung 

werden nur Aufklärungsgespräche von PatientInnen finanziell über die Krankenversicherung 

abgedeckt, die in ärztlicher Behandlung und somit bereits erkrankt sind. Zweck der Patienten-

verfügung ist aber jedenfalls auch die Absicherung des eigenen Willens bereits vor Eintritt 

einer konkreten Krankheit.  

 

Auch die zentrale Forderung nach Attraktivierungs- und Vereinfachungsmaßnahmen wurde 

nicht erfüllt. So wird im vorliegenden Entwurf zwar mehrfach darauf hingewiesen, dass die 

Abfrage durch die Aufnahme in die elektronische Gesundheitsakte ELGA vereinfacht wurde 

und in weiterer Folge eine Lesbarkeit auch für die Versicherten selbst möglich sein soll. Wei-

tere Maßnahmen zur Attraktivierung oder Vereinfachung, die eine Steigerung der geringen 

Zahl an Patientenverfügungen bewirken könnten, wurden jedoch nicht ergriffen.  

 

Eine tatsächliche Umsetzung dieser zentralen Empfehlungen der Enquete-Kommission wäre 

aus Sicht der BAK wünschenswert. 
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